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BGH 5 StR 197/24 - Beschluss vom 18. Juli 2024 (LG Hamburg)

Verurteilung wegen Handeltreibens mit Betaubungsmitteln (Cannabis) nach neuem Recht

§ 34 KCanG

Entscheidungstenor

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 30. November 2023
im Schuldspruch dahin gedndert, dass der Angeklagte schuldig ist

des bandenméaRigen Handeltreibens mit Cannabis in 17 Féllen in Tateinheit mit Fahren ohne Fahrerlaubnis (1.1 bis
11.17 der Urteilsgriinde),

des bandenmafigen Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in nicht geringer Menge in sieben Féllen (11.20, 24, 26,
28, 31, 34, 35), davon in sechs Fallen in Tateinheit mit bandenméRigen Handeltreiben mit Cannabis (11.20, 24, 28,
31, 34, 35) und in einem Fall (11.26) in Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis,

des bandenmaRigen Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in neun Fallen (11.21 bis 23, 25, 27, 29, 30, 32, 33),
davon in sieben Fallen in Tateinheit mit bandenmaRigen Handeltreiben mit Cannabis (11.21, 22, 25, 29, 30, 32, 33)
und in zwei Fallen (11.23, 27) in Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis,

des Handeltreibens mit Betaubungsmitteln in zwei Fallen (11.18, 19) in Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis,

im Ausspruch Uber die Einzelstrafen in den Fallen 1.1 bis 19, 21 bis 23, 25, 27, 29, 30, 32, 33 und im
Gesamtstrafenausspruch aufgehoben,

im Ausspruch Uber die Einziehung dahin gedndert, dass die Einziehung des Wertes von Tatertrédgen in H6he von
54.170 Euro als Gesamtschuldner angeordnet ist; die Einziehung in Hohe des weitergehenden Betrages entfallt.

Die weitergehende Revision wird verworfen.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch Uber die Kosten des
Rechtsmittels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zuriickverwiesen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen bandenméfligen Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in nicht geringer
Menge in 33 Féllen, davon in 17 Féllen in Tateinheit mit Fahren ohne Fahrerlaubnis, und wegen Handeltreibens mit
Betdubungsmitteln in nicht geringer Menge in zwei Féllen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und neun
Monaten verurteilt sowie eine Einziehungsentscheidung getroffen. Die mit einer verfahrensrechtlichen Beanstandung und
der Sachriige gefiihrte Revision des Angeklagten erzielt mit der Sachriige den aus der Beschlussformel ersichtlichen
Teilerfolg und ist im Ubrigen unbegriindet (§ 349 Abs. 2 StPO).

1. Die auf die Sachriige veranlasste Nachprifung des Urteils fuhrt zur Anderung des Schuldspruchs und zur
weitgehenden Aufhebung der Einzelstrafen sowie des Gesamtstrafenausspruchs; Uberdies war die Entscheidung tber
die Einziehung des Wertes von Tatertragen abzuandern.

a) Nach den Feststellungen des Landgerichts war der Angeklagte - mit Ausnahme der Félle 11.18 und 19 - Mitglied einer
auf das Handeltreiben mit Kokain und Cannabis befassten Bande und betétigte sich als Fahrer eines ,Drogentaxis®. In
den Féllen 11.1 bis 17 verduRerte er an 17 Tagen Marihuana in jeweils nicht geringer Menge, in den Fallen 11.18 bis 35 an
18 Tagen Marihuana und Kokain.

In den Fallen 11.18, 23 und 27 erreichten die Wirkstoffmengen der beiden gehandelten Drogen jeweils den Grenzwert zur
nicht geringen Menge fiir sich genommen jeweils nicht, sondern erst durch deren Addition. In den Féllen 11.20, 24, 28, 31,
34, 35 handelte er mit jeweils nicht geringen Mengen Marihuana und Kokain. In den Fallen 11.19, 21, 22, 25, 29, 30, 32,
33 war der Grenzwert zur nicht geringen Menge schon allein durch das Marihuana Uberschritten, das gehandelte Kokain
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lag fur sich genommen unter dem Grenzwert. Im Fall 11.26 war es umgekehrt, allein das Kokain stellte eine nicht geringe
Menge dar, das Marihuana lag unter dem Grenzwert.

b) Da sich die festgestellten Handlungen in den Fallen 11.1 bis 17 ausschlieRlich und in den Féllen 11.18 bis 35 teilweise
auf Cannabis im Sinne von § 1 Nr. 8 KCanG beziehen, hat der Senat gemaR § 2 Abs. 3 StGB die seit dem 1. April 2024
geltende Strafvorschrift des § 34 KCanG (BGBI. |1 2024 Nr. 109) als hier milderes Recht zur Anwendung zu bringen (vgl.
BGH, Beschlisse vom 6. Mai 2014 - 5 StR 1/24; vom 24. April 2024 - 5 StR 136/24).

aa) Nach dem vom Landgericht festgestellten Tatgeschehen sind die Falle 11.1 bis 17 rechtlich als bandenmafiges
Handeltreiben mit Cannabis (§ 34 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 Nr. 3 KCanG) in Tateinheit mit Fahren ohne Fahrerlaubnis (§ 21
Abs. 1 Nr. 1 StVG) zu werten.

Das neue Recht erweist sich hier vor dem Hintergrund der gegeniber § 30a Abs. 1 und 3 BtMG milderen Strafrahmen
des § 34 Abs. 4 KCanG und mit Blick auf die vom Landgericht konkret in Bezug genommenen
Strafzumessungserwégungen als das mildere.

bb) In den Féllen 11.18 und 19 ist der Angeklagte des Handeltreibens mit Betdubungsmitteln (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG) in
Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis schuldig. In beiden Fallen ist hinsichtlich des Kokains der Grenzwert zur nicht
geringen Menge nicht erreicht; eine unter dem einheitlichen Regime des Betdubungsmittelgesetzes noch mdgliche
Addition der Wirkstoffmengen unterschiedlicher Drogen kommt aufgrund der neuen Rechtslage nicht mehr in Betracht.
Allein deshalb fiihrt das neue Recht zu milderen Ergebnissen, weil die Anwendbarkeit des Strafrahmens des § 29a Abs. 1
BtMG ausscheidet.

cc) In den Fallen 11.20, 24, 26, 28, 31, 34, 35 hat sich der Angeklagte des bandenmaRigen Handeltreibens mit
Betaubungsmitteln in nicht geringer Menge (§ 30a Abs. 1 Nr. 1 BtMG), davon in den Fallen 11.20, 24, 28, 31, 34, 35 in
Tateinheit mit bandenméRigen Handeltreiben mit Cannabis (§ 34 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 Nr. 3 KCanG) und im Fall 11.26, in
dem hinsichtlich des Marihuanas der Grenzwert der nicht geringen Menge nicht Uberschritten ist und in dem deshalb die
Anwendung der Bandenqualifikation nicht in Betracht kommt, in Tateinheit mit Handeltreiben mit Cannabis (§ 34 Abs. 1
Nr. 4 KCanG) strafbar gemacht. Die Anderung des Schuldspruchs ist geboten, weil dadurch die angemessene
Behandlung des vom Gesetzgeber als weniger erheblich betrachteten Umgangs mit Cannabis zum Ausdruck gebracht und
ermdglicht wird.

dd) Die Falle 11.21 bis 23, 25, 27, 29, 30, 32, 33 sind rechtlich als bandenmafliges Handeltreiben mit Betaubungsmitteln
(§ 30 Abs. 1 Nr. 1 BtMG), davon in den Fallen 11.21, 22, 25, 29, 30, 32, 33 in Tateinheit mit bandenmaRigen
Handeltreiben mit Cannabis (§ 34 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 Nr. 3 KCanG) und in den Fallen 11.23, 27 in Tateinheit mit
Handeltreiben mit Cannabis (§ 34 Abs. 1 Nr. 4 KCanG) zu werten. Hier ist wegen der nicht mehr mdglichen Addition der
Wirkstoffmengen nunmehr die Anwendung des § 30a BtMG ausgeschlossen, was wiederum dazu fihrt, dass sich das
neue Recht als milder erweist.

ee) Die konkurrenzrechtliche Betrachtung des Landgerichts ist - anders als der Generalbundesanwalt in seiner
Antragsschrift angenommen hat - rechtsfehlerfrei. Der Angeklagte gab die am Ende einer Tagesschicht nicht verdauRerten

Verkaufsmengen wieder zuriick; sich zu einer Bewertungseinheit tberschneidende Handlungen lagen mithin nicht vor (vgl.

BGH, Urteil vom 27. September 2023 - 5 StR 120/23 Rn. 32). Der Senat ist trotz des anderslautenden Antrags des
Generalbundesanwalts nicht gehindert, die Revision insoweit nach § 349 Abs. 2 StPO zu verwerfen (vgl. BGH,
Beschluss vom 23. Juni 2022 - 5 StR 490/21 Rn. 25 mwN).

c) Der Senat stellt den Schuldspruch in entsprechender Anwendung von § 354 Abs. 1 iVm § 354a StPO um. Der
Schuldspruchénderung steht § 265 StPO nicht entgegen, weil sich der umfassend gestdndige Angeklagte nicht
wirksamer als geschehen hatte verteidigen kénnen.

d) Die Einzelstrafen kdnnen tberwiegend nicht bestehen bleiben.

aa) Dies gilt in den Fallen 11.1 bis 19, 21 bis 23, 25, 27, 29, 30, 32 und 33, weil nach den obigen Ausfiihrungen insoweit
jeweils mildere Strafrahmen zur Anwendung kommen.

bb) Anders verhélt es sich nur in den Fallen 11.20, 24, 26, 28, 31, 34 und 35, in denen der Angeklagte neben dem Handel
mit Cannabis jeweils mit nicht geringen Mengen Kokain handelte. Die aus dem weiterhin nach § 52 Abs. 2 Satz 1 StGB
mafgeblichen Strafrahmen des § 30a Abs. 3 BtMG unter Beachtung der Sperrwirkung nach § 30 Abs. 1 BtMG
zugemessenen Einzelstrafen kdnnen Bestand haben, weil der Senat ausschliel3t, dass der Anteil des gehandelten
Cannabis daneben erheblich ins Gewicht gefallen ist.

e) Der Wegfall der genannten Einzelstrafen zieht auch die Aufhebung des Gesamtstrafausspruchs nach sich. Die
Feststellungen kdnnen bestehen bleiben (vgl. § 353 Abs. 2 StPO).
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2. Der Ausspruch Uber die Einziehung des Wertes von Tatertrdgen ist angesichts des vom Landgericht selbst in den
Urteilsgriinden benannten Rechenfehlers um 70 Euro zu reduzieren.

3/3



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 5 StR 197/24 - Beschluss vom 18. Juli 2024 (LG Hamburg)
	Verurteilung wegen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln (Cannabis) nach neuem Recht   § 34 KCanG
	Entscheidungstenor
	Gründe



